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 den Beitrag anerkennend, den die Vereinten Nationen 
leisten, indem sie zahlreichen Staaten auf Antrag Wahlhilfe 
gewähren, 

 in erneuter Bekräftigung der feierlichen Selbstver-
pflichtung aller Staaten, ihren Verpflichtungen zur Förde-
rung der allgemeinen Achtung, der Einhaltung und des 
Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle 
im Einklang mit der Charta, anderen Menschenrechtsüber-
einkünften und dem Völkerrecht nachzukommen, 

 mit Genugtuung über die in der Millenniums-Erklärung 
der Vereinten Nationen325 bekundete Selbstverpflichtung al-
ler Mitgliedstaaten, gemeinsam auf integrativere politische 
Prozesse hinzuarbeiten, die allen Bürgern in allen Ländern 
echte Mitsprache ermöglichen, 

 1. bekräftigt, dass alle Völker das Recht auf Selbst-
bestimmung haben, kraft dessen sie ihren politischen Status 
frei bestimmen und ihrer wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Entwicklung frei nachgehen, und dass jeder Staat 
die Pflicht hat, dieses Recht zu achten, im Einklang mit den 
Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen; 

 2. erklärt erneut, dass regelmäßige, faire und freie 
Wahlen wichtige Bestandteile der Förderung und des Schut-
zes der Menschenrechte sind; 

 3. bekräftigt, dass die Völker das Recht haben, 
Wahlmethoden festzulegen und Wahlinstitutionen einzurich-
ten, und dass die Staaten infolgedessen für die erforderlichen 
Mechanismen und Mittel sorgen sollen, die die volle und ef-
fektive Mitwirkung des Volkes an Wahlvorgängen erleich-
tern; 

 4. bekräftigt außerdem, dass die freie Ausgestaltung 
einzelstaatlicher Wahlprozesse in jedem Staat voll und ganz 
zu achten ist und dass dabei die Grundsätze, die in der Char-
ta und in der Erklärung über völkerrechtliche Grundsätze für 
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen326 verankert sind, voll einzuhalten sind; 

 5. bekräftigt ferner, dass die Vereinten Nationen 
Wahlhilfe nur auf ausdrücklichen Antrag des betreffenden 
Mitgliedstaats gewähren; 

 6. fordert alle Staaten auf, in einem anderen Staat 
politische Parteien oder andere Organisationen nicht in einer 
Art und Weise zu finanzieren, die den Grundsätzen der 
Charta widerspricht und die die Legitimität seiner Wahlvor-
gänge untergräbt; 

 7. verurteilt jede bewaffnete Angriffshandlung und 
jede Androhung oder Anwendung von Gewalt gegen Völker, 
ihre gewählten Regierungen oder ihre rechtmäßigen politi-
schen Führer; 
_____________ 
325 Siehe Resolution 55/2. 
326 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 

 8. bekräftigt, dass der Wille des Volkes die Grund-
lage für die Autorität der öffentlichen Gewalt bildet und dass 
dieser Wille in regelmäßigen, unverfälschten, allgemeinen 
und gleichen Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder ei-
nem gleichwertigen freien Wahlverfahren bekundet wird. 

RESOLUTION 56/155 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, in einer auf-
gezeichneten Abstimmung mit 169 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 2 Ent-
haltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/583, Add.2, Ziffer 109)327: 

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua 
und Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthio-
pien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, 
Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bru-
nei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische 
Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, 
Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, 
Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, 
Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, 
Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap 
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, 
Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lettland, Libanon, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mau-
retanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, 
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niederlan-
de, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, 
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, 
Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Seychellen, 
Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und 
Nevis, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, 
Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Va-
nuatu, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika. 
Enthaltungen: Australien, Neuseeland. 

56/155. Recht auf Nahrung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf alle diesbezüglichen Resolutionen 
der Menschenrechtskommission, insbesondere die Resolu-

_____________ 
327 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Bar-
buda, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Benin, Bhutan, Bolivien, Bo-
tsuana, Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, De-
mokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gambia, Ghana, Griechen-
land, Guatemala, Guinea, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, 
Iran (Islamische Republik), Irland, Italien, Japan, Kambodscha, Kame-
run, Kap Verde, Kenia, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Laotische 
Volksdemokratische Republik, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
dagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Mauretanien, Mauritius, Me-
xiko, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nige-
ria, Norwegen, Pakistan, Peru, Philippinen, Portugal, Ruanda, Russi-
sche Föderation, Sambia, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, 
Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Swasiland, Syrische 
Arabische Republik, Thailand, Togo, Tschad, Tunesien, Türkei, Vene-
zuela, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam und Zypern. 
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tion 2000/10 vom 17. April 2000328, und Kenntnis nehmend 
von der Kommissionsresolution 2001/25 vom 20. April 
2001329, 

 sowie unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte330, in der es heißt, dass jeder das Recht auf 
einen Lebensstandard hat, der seine Gesundheit und sein 
Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, 

 ferner unter Hinweis auf die Bestimmungen des Inter-
nationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte331, in denen das Grundrecht eines jeden Menschen 
anerkannt wird, frei von Hunger zu leben, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung über die 
Ausrottung von Hunger und Mangelernährung332, 

 eingedenk der Erklärung von Rom zur Welternährungs-
sicherheit und des Aktionsplans des Welternährungsgip-
fels333, 

 bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gül-
tig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander 
verknüpft sind, 

 in der Erkenntnis, dass die Probleme des Hungers und 
der Ernährungsunsicherheit weltweite Dimensionen haben 
und dass sie angesichts des erwarteten Anstiegs der Weltbe-
völkerung und der Belastung der natürlichen Ressourcen 
wahrscheinlich fortbestehen und in einigen Regionen sogar 
dramatisch zunehmen werden, wenn nicht dringend ent-
schlossene und konzertierte Maßnahmen ergriffen werden, 

 bekräftigend, dass ein friedliches, stabiles und förderli-
ches politisches, soziales und wirtschaftliches Umfeld auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene die unabdingbare 
Grundlage bildet, die die Staaten in die Lage versetzen wird, 
der Ernährungssicherheit und der Armutsbeseitigung ange-
messene Priorität einzuräumen, 

 erneut erklärend, wie schon in der Erklärung von Rom, 
dass Nahrungsmittel nicht als politisches oder wirtschaftli-
ches Druckmittel eingesetzt werden sollen, und in diesem 
Zusammenhang bekräftigend, wie wichtig die internationale 
Zusammenarbeit und Solidarität ist und dass es geboten ist, 
einseitige Maßnahmen zu unterlassen, die nicht im Einklang 
mit dem Völkerrecht und der Charta der Vereinten Nationen 
stehen und die die Ernährungssicherheit gefährden, 

_____________ 
328 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2000, 
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2000/23 und Corr.1), Kap. II, 
Abschnitt A. 
329 Ebd., 2001, Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
330 Resolution 217 A (III). 
331 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
332 Report of the World Food Conference, Rome, 5-16 November 1974 
(Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.75.II.A.3), 
Kap. I. 
333 Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, Report of the World Food Summit, 13-17 November 1996  
(WFS 96/REP), erster Teil, Anhang. 

 überzeugt, dass jeder Staat eine mit seinen Ressourcen 
und Kapazitäten zu vereinbarende Strategie verabschieden 
muss, um bei der Umsetzung der in der Erklärung von Rom 
und im Aktionsplan des Welternährungsgipfels enthaltenen 
Empfehlungen seine individuellen Ziele zu verwirklichen 
und gleichzeitig auf regionaler und internationaler Ebene zu-
sammenarbeiten muss, um in einer Welt zunehmend mit-
einander verknüpfter Institutionen, Gesellschaften und 
Volkswirtschaften, in der koordinierte Anstrengungen und 
gemeinsam getragene Verantwortung unerlässlich sind, ge-
meinschaftliche Lösungen für globale Fragen der Ernäh-
rungssicherheit herbeizuführen, 

 hervorhebend, wie wichtig es ist, den anhaltenden rea-
len wie auch prozentualen Rückgang der für die Landwirt-
schaft bereitgestellten öffentlichen Entwicklungshilfe umzu-
kehren, 

 1. bekräftigt, dass Hunger eine Verletzung der Men-
schenwürde darstellt und sein Vorkommen eine Schande ist 
und dass daher auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene dringend Maßnahmen zu seiner Beseitigung ergriffen 
werden müssen; 

 2. bekräftigt außerdem das Recht eines jeden Men-
schen auf Zugang zu einer gesunden und nahrhaften Ernäh-
rung im Einklang mit dem Recht auf eine angemessene Er-
nährung und dem Grundrecht eines jeden Menschen, frei 
von Hunger zu leben, um seine körperlichen und geistigen 
Fähigkeiten in vollem Umfang entfalten und erhalten zu 
können; 

 3. erachtet es als unerträglich, dass 826 Millionen 
Menschen, zumeist Frauen und Kinder, auf der ganzen Welt 
und insbesondere in den Entwicklungsländern ihren Grund-
bedarf an Nahrung nicht decken können, was ihre grund-
legenden Menschenrechte beeinträchtigt und gleichzeitig in 
ökologisch gefährdeten Gebieten die Umwelt zusätzlich be-
lasten kann; 

 4. legt allen Staaten nahe, stufenweise auf die volle 
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung hinzuarbeiten und 
unter anderem auch Maßnahmen zur Förderung der Voraus-
setzungen zu ergreifen, die allen Menschen ein Leben frei 
von Hunger und möglichst bald die volle Verwirklichung 
des Rechts auf Nahrung ermöglichen, sowie einzelstaatliche 
Pläne zur Bekämpfung des Hungers auszuarbeiten und zu 
verabschieden; 

 5. hebt hervor, dass Anstrengungen unternommen 
werden müssen, um die Zuweisung und den Einsatz techni-
scher und finanzieller Ressourcen aus allen Quellen zu mo-
bilisieren und zu optimieren, einschließlich der Entlastung 
der Entwicklungsländer von Auslandsschulden, und dass die 
einzelstaatlichen Maßnahmen zur Durchführung einer nach-
haltigen Ernährungssicherungspolitik verstärkt werden müs-
sen; 

 6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, bei ihren 
Entwicklungsstrategien und -ausgaben der Verwirklichung 
des Rechts auf Nahrung angemessenen Vorrang einzuräu-
men; 
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 7. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Kinder-
hilfswerks der Vereinten Nationen "Zur Situation der Kinder 
in der Welt 2001"334, in dem es um die frühe Kindheit geht, 
und erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass der Für-
sorge für Kleinkinder der höchste Vorrang gebührt; 

 8. nimmt mit Dank Kenntnis von dem im Einklang 
mit der Kommissionsresolution 2001/25 vorgelegten vorläu-
figen Bericht des Sonderberichterstatters der Menschen-
rechtskommission über das Recht auf Nahrung335 und wür-
digt den Sonderberichterstatter für seine wertvolle Arbeit in 
Bezug auf die Förderung des Rechts auf Nahrung;  

 9. unterstützt die Erfüllung des von der Menschen-
rechtskommission in ihren Resolutionen 2000/10 und 
2001/25 festgelegten Mandats des Sonderberichterstatters; 

 10. verweist mit Nachdruck darauf, dass die Men-
schenrechtskommission den Sonderberichterstatter ersucht 
hat, wirksam zu der Halbzeitüberprüfung der Umsetzung der 
Erklärung von Rom zur Welternährungssicherheit und des 
Aktionsplans des Welternährungsgipfels333 beizutragen, in-
dem er der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte seine Empfehlungen betreffend alle Aspek-
te des Rechts auf Nahrung vorlegt; 

 11. legt dem Sonderberichterstatter nahe, in die mit 
seinem Mandat zusammenhängenden Tätigkeiten durchgän-
gig eine geschlechtsspezifische Perspektive aufzunehmen; 

 12. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kom-
missarin, alle für die wirksame Erfüllung des Mandats des 
Sonderberichterstatters erforderlichen personellen und finan-
ziellen Ressourcen bereitzustellen; 

 13. begrüßt die vom Ausschuss für wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte bereits durchgeführten Arbei-
ten zur Förderung des Rechts auf ausreichende Nahrung, ins-
besondere seine Allgemeine Bemerkung 12 (1999) über das 
Recht auf angemessene Nahrung (Artikel 11 des Interna-
tionalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte), in der der Ausschuss unter anderem bekräftigte, 
dass das Recht auf angemessene Nahrung untrennbar mit der 
angeborenen Würde der menschlichen Person verbunden 
und für die Wahrnehmung der anderen in der Internationalen 
Menschenrechtscharta verankerten Menschenrechte uner-
lässlich ist und dass es außerdem unauflöslich mit der so-
zialen Gerechtigkeit verbunden ist und daher die Verab-
schiedung einer geeigneten Wirtschafts-, Umwelt- und So-
zialpolitik auf nationaler wie auf internationaler Ebene erfor-
dert, die auf die Beseitigung der Armut und die Verwirkli-
chung aller Menschenrechte für alle gerichtet ist336; 

 14. begrüßt außerdem die dritte Expertenanhörung 
über das Recht auf Nahrung, die durch die Hohe Kommissa-
_____________ 
334 Zur Situation der Kinder in der Welt 2001, herausgegeben vom 
Deutschen Komitee für UNICEF.  
335 Siehe A/56/210. 
336 Official Records of the Economic and Social Council, 2000, Sup-
plement No. 2 und Korrigendum (E/2000/22 und Corr.1), Anhang V, 
Ziffer 4. 

rin vom 12. bis 14. März 2001 nach Bonn einberufen und 
von der Regierung Deutschlands ausgerichtet wurde und die 
sich auf Durchführungsmechanismen auf Landesebene kon-
zentrierte, und nimmt mit Interesse Kenntnis von dem Be-
richt über diese Tagung337;  

 15. unterstützt die Empfehlung, dass die Hohe Kom-
missarin eine vierte Expertenanhörung über das Recht auf 
Nahrung organisieren soll, die sich auf die Verwirklichung 
dieses Rechts als Teil der Strategien und Politiken zur Ar-
mutsbeseitigung konzentrieren soll und zu der Experten aus 
allen Regionen eingeladen werden sollen; 

 16. ersucht den Sonderberichterstatter, der Men-
schenrechtskommission auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung 
einen umfassenden Bericht und der Generalversammlung 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Zwischenbe-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 17. bittet die Regierungen, die zuständigen Organisa-
tionen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen, die 
Vertragsorgane und die nichtstaatlichen Organisationen, mit 
dem Sonderberichterstatter bei der Erfüllung seines Mandats 
voll zusammenzuarbeiten, unter anderem durch die Vorlage 
von Stellungnahmen und Anregungen über Möglichkeiten 
zur Verwirklichung des Rechts auf Nahrung; 

 18. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Tagesordnungs-
punkt "Menschenrechtsfragen" fortzusetzen. 

RESOLUTION 56/156 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/583/Add.2, Ziffer 109)338. 

56/156. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte339, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte340 und den Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte340 sowie die anderen 
einschlägigen Menschenrechtsübereinkünfte, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/160 vom 
17. Dezember 1999 und 55/91 vom 4. Dezember 2000 und 
_____________ 
337 E/CN.4/2001/148. 
338 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Aserbaidschan, Bah-
rain, Bangladesch, Benin, Bosnien und Herzegowina, Burkina Faso, 
China, Demokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, El 
Salvador, Guinea, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Kambodscha, Kamerun, Katar, Kenia, Komoren, Kuba, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malaysia, Marokko, Maureta-
nien, Myanmar, Nigeria, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, 
Sierra Leone, Somalia, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, 
Thailand, Togo, Tschad, Vereinigte Arabische Emirate und Vereinigte 
Republik Tansania. 
339 Resolution 217 A (III). 
340 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
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